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Persönliche Erklärung nach § 31 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages zu der 

namentlichen Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Rechts auf 

Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts – Drucksache 18/6665 – 

 

 

Ich habe dem „Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Per-

sonen gleichen Geschlechts“ trotz eines kritikwürdigen Verfahrens und aus meiner Sicht 

noch offener rechtlicher Fragen zugestimmt. 

 

Das völlig überstürzte Verfahren ist einer tiefgehenden Gewissensprüfung nicht würdig und 

wird der Sache auch inhaltlich nicht gerecht Dieses Thema hätte eine große und mehrstufige 

parlamentarische Debatte verdient – so wie wir es in der Vergangenheit bei großen ethi-

schen, unsere Bevölkerung tief bewegenden Sachverhalten getan haben. 

 

Es geht dabei zunächst um die endgültige begriffliche und rechtliche Gleichstellung der bis-

herigen eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der staatlichen Zivilehe.  

 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes umfasst der Schutzbe-

reich nach Art. 6 Abs. 1 GG die „auf Dauer angelegte, in der rechtlich vorgesehenen Form ge-

schlossene, grundsätzlich unauflösliche Lebensgemeinschaft von Mann und Frau.“ Es stellte 

darüber hinaus auch fest: „Der besondere Schutz der Ehe in Art. 6 Abs. 1 GG hindert den Ge-

setzgeber nicht, für die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft Rechte und Pflichten vor-

zusehen, die denen der Ehe gleich oder nahe kommen.“  

 

Berlin, 30.06.2017 




MICHAEL VIETZ 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

2 

Gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften kommen also nach Auffassung des Bundesver-

fassungsgerichts der Ehe maximal gleich, sind also nach der Meinung unserer höchsten Rich-

ter keine Ehe. Deshalb wäre es meines Erachtens geboten gewesen, das Grundgesetz den 

Intentionen dieses Gesetzes anzupassen. 

 

Die Ausdehnung des zivilrechtlichen Instituts und Begriffs der Ehe auf gleichgeschlechtliche 

Paare ist aus staatlicher Sicht ohne Bedenken. Die kirchliche Trauung und die sakrale Ehe 

sind hiervon nicht betroffen. Diese unterliegen selbstverständlich weiterhin dem jeweiligen 

Kirchenrecht. Die Trennung von Staat und Kirche bedeutet auch, dies weiterhin zu respektie-

ren. 

 

Durch die Ausdehnung des Instituts der Ehe auf Personen gleichen Geschlechts wird keine 

bestehende oder zukünftige Ehe rechtlich oder moralisch schlechter gestellt. Sie werden we-

der infrage gestellt noch entwertet. Familien mit Kindern – und hier gibt es eine Vielzahl von 

Modellen  – werden auch weiterhin als Kern unserer Gesellschaft besonders geschützt und 

gefördert. Dafür stehen sowohl ich als auch meine Partei. 

 

Die größte inhaltliche Konsequenz dieses Gesetzentwurfs ist die Gleichstellung von Ehen von 

Personen gleichen Geschlechts mit solchen von Personen unterschiedlichen Geschlechts im 

Adoptionsrecht. Durch diese Angleichung des Adoptionsrechts wird die Rechtsposition hete-

rosexuelle Paare nicht beeinträchtigt, sondern zusätzlich eine neue Rechtsposition für homo-

sexuelle Paare aufgebaut. 

 

Entscheidender Aspekt im Adoptionsrecht ist und bleibt das Wohl des Kindes. Auch weiter-

hin wird in jedem einzelnen Fall das zuständige Jugendamt entscheiden, ob die Adoption ei-

nes Kindes durch ein Paar im Wohl des Kindes liegt oder nicht. 

 

Es wird die Auffassung vertreten, dass eine Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare per 

se nicht dem Kindeswohl diene. Dies ist bisher wissenschaftlich noch nicht fundiert belegt 

oder widerlegt worden. Stattdessen sagt die praktische Erfahrung, dass heterosexuelle Paare 

bei der Erziehung ebenso versagen wie homosexuelle Paare brillieren können - und umge-

kehrt. 

 

Die Entscheidung für eine Ehe ist immer eine Entscheidung für ein zutiefst wertkonservatives 

Lebensmodell. Die Ehepartner versprechen einander, „in guten und in schlechten Zeiten“ 

Verantwortung für einander zu übernehmen. Dem gebührt Respekt und Zustimmung. 
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Demokratie bedeutet den Wettstreit von Ideen, Konzepten und Argumenten. Das bedingt 

auch den Respekt vor abweichenden Positionen und Meinungen. Dementsprechend respek-

tiere ich sowohl diejenigen, die aus religiösen oder anderen Gründen gegen eine Öffnung 

der Zivilehe stimmen, ebenso wie diejenigen, die dies anders sehen.  

 

Klare Meinungen dürfen nicht dazu führen, den Respekt unter Demokraten und vor unter-

schiedlichen Überzeugungen zu verlieren. Nicht nur verbale Abrüstung, auch mehr ent-

spanntes Selbstbewusstsein sind gefordert. Missionare mit einem einfachen schwarz-weiß-

Denken nutzen keiner Diskussion und schon gar nicht einer auf Interessenausgleich angeleg-

ten freiheitlichen und vielfältigen Demokratie.  

 

Schon Friedrich der Große sagte, dass jeder nach seiner Façon selig werden solle. Dies be-

dingt gerade auch, dass man diejenigen akzeptiert und respektiert, die sich für eine andere 

Façon entscheiden als man selbst. 

 

 


